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 Sitzungstermine 
  

 
Montag, 20. November 2023, 15:30 Uhr 
 
Sitzung des Stiftungsausschusses 
(im Seminarbereich der Straubinger Ausstellungs- und Veranstaltungs GmbH) 
 
T a g e s o r d n u n g 
- öffentlich – 

 
1 Genehmigung der Niederschrift der Stiftungsausschusssitzung vom 22. September 2023   

2 Vereinigte Almosenstiftung; Genehmigung der Entwürfe der Haushaltsansätze 2024   

3 Kolb`sche Familienstipendienstiftung; Genehmigung der Entwürfe der Haushaltsansätze 
2024   

4 Dr. Kolb`sche Familienstipendienstiftung; Genehmigung der Entwürfe der Haushaltsan-
sätze 2024   

5 Stadtoberamtmann Hans Schneider - von Zaleski`sche Stipendienstiftung; Genehmigung 
der Entwürfe der Haushaltsansätze 2024   

6 Oberamtmann Hans Schneider - von Zaleski`sche Stiftung; Genehmigung der Entwürfe 
der Haushaltsansätze 2024   

7 Planungsstand Ersatzneubau Seniorenheim St. Nikola   

8 Mitteilungen   

 
 
 
 
Montag, 20. November 2023, 17:00 Uhr 
 
Sitzung des Stadtrates 
(im Seminarraum 2 und 3 der Straubinger Ausstellungs- und Veranstaltungs GmbH) 
 
T a g e s o r d n u n g 
- öffentlich – 
 
Bürgermeister Schäfer 
  

1 Jahresabschluss der Stadt Straubing für das Jahr 2021   

   1.1 hier:  Feststellung des Jahresabschlusses und Verwendung  
 des Jahresergebnisses   

   1.2 hier:  Erteilung der Entlastung   

2 Konsolidierter Jahresabschluss der Stadt Straubing für das Jahr 2021   

   2.1 hier:  Feststellung des konsolidierten Jahresabschlusses   

   2.2 hier:  Erteilung der Entlastung   
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Berichterstatter: Berufsmäßiger Stadtrat Lermer       

3 Änderungen in der Besetzung des Jugendhilfeausschusses; 
hier:  stellvertretendes beschließendes Mitglied   

4 Nachhaltigkeitsbeirat der Stadt Straubing; 
hier:  Nachbesetzung zweier Stellen 
   

5 Genehmigung der Niederschriften über die Sitzungen des Haupt- und  
Finanzausschusses vom 16.10.2023 und des Stadtrates vom 23.10.2023   

6 Mitteilungen   

 
Berichterstatter: Ltd. Rechtsdirektorin Dr. Strohmeier       

7 Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der städtischen  
Bestattungseinrichtungen (Bestattungsgebührensatzung); 
hier:  Erlass einer Änderungssatzung zur Erhöhung von Gebühren 
   

8 Entgelte der Bestattungsanstalt der Stadt Straubing für Tätigkeiten privatrechtlicher Art; 
hier:  Erhöhung von Entgelten   

9 Mitteilungen   

 
Berichterstatter: Stadtkämmerer Preis       

10 IT-Ausstattung für städtische Schulen; hier: Entscheidung über die Bereitstellung von 
außerplanmäßigen Haushaltsmitteln für das Haushaltsjahr 2023 - FA   

11 Mitteilungen   

 
Berichterstatter: Baureferent Vetter-Gindele       

12 Wiederaufbau des historischen Rathauses; 
hier:  Berichterstattung über den Sach- und Kostenstand   

13 Eisstadion Straubing – Neubau Kabinentrakt; 
hier:  Berichterstattung über den Sach- und Kostenstand, Übertrag von  
 Haushaltsmitteln   

14 Kommunales Förderprogramm „Initiative Innenstadt“; 
hier:  Verlängerung der zeitlichen Befristung bis 31.12.2024   

15 Mitteilungen   

 
Berichterstatter: Werkleiterin Pop       

16 Mitteilungen   
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Dienstag, 21. November 2023, 16:00 Uhr 
 
Sondersitzung des Stadtrates (HH 2024) 
(im Seminarraum 2 und 3 der Straubinger Ausstellungs- und Veranstaltungs GmbH) 
 
T a g e s o r d n u n g 
- öffentlich - 
 
1 Genehmigung der Niederschriften der Sondersitzungen des Haupt- und Finanz- 

ausschusses vom 25.10. und 26.10.2023   

2 Beschlussfassung über die Haushaltssatzung mit Haushaltsplan einschließlich Finanzplan 
und Stellenplan der Stadt Straubing für das Haushaltsjahr 2024   

3 Beschlussfassung über die Haushaltssatzung mit Haushaltsplan einschließlich Finanzplan 
der von der Stadt Straubing verwalteten sog. kleinen rechtsfähigen Stiftungen für das 
Haushaltsjahr 2024   

4 Genehmigung des Wirtschaftsplanes 2024 für den Eigenbetrieb „Straubinger Stadtentwäs-
serung und Straßenreinigung“ (SER)   

5 Johannes-Turmair-Gymnasium;   

   5.1 hier:  Anschaffung einer weiteren mobilen Anlage zur Lösung der Raumprobleme   

   5.2 hier:  Zustimmung zum Antrag auf schulaufsichtliche Genehmigung und dem Antrag auf 
 Förderung nach Art. 10 FAG   

   5.3 hier:  Bereitstellung der notwendigen Haushaltsmittel 
   

6 Betriebskostenzuschuss an die Volkshochschule Straubing gGmbH   

7 Nachschuss 2024 an die Straubinger Ausstellungs- und Veranstaltungs GmbH   

 
 
 
Mittwoch, 22. November 2023, 16:00 Uhr 
 
Sitzung des Sportausschusses 
(im Seminarbereich der Straubinger Ausstellungs- und Veranstaltungs GmbH) 
 
T a g e s o r d n u n g 
- öffentlich - 

 
1 Genehmigung der Niederschrift vom 09.05.2023   

2 Antrag des FC Alburg 1956 e.V. auf Sonderförderung; 
hier: Entscheidung über Förderhöhe   

3 Sportmittelverteilung 2023; 
hier: Entscheidung über Zuschussgewährung   

4 Mitteilungen und Anfragen   
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Donnerstag, 23. November 2023, 15:00 Uhr 
 
Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses 
(im EG, Seminarraum 1, der Straubinger Ausstellungs- und Veranstaltungs GmbH) 
 
T a g e s o r d n u n g 
- nicht öffentlich - 
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 Bekanntmachungen 
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Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB) 
 

Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses und Inkrafttreten der  
Erweiterung und Änderung des Bebauungs- und Grünordnungsplans 
„SO Photovoltaik-Anlage Lerchenhaid“ (Nr. 190/1) gemäß § 10 Abs. 3 
BauGB 
 
Der Stadtrat der Stadt Straubing hat am 12.12.2022 die Erweiterung und Änderung des Bebauungs- 
und Grünordnungsplans „SO Photovoltaik-Anlage Lerchenhaid“ (Nr. 190/1) in der Fassung vom 
14.11.2022 als Satzung beschlossen. Der räumliche Geltungsbereich ergibt sich aus dem beigefüg-
ten Lageplan und liegt im westlichen Stadtgebiet von Straubing - unmittelbar südlich der Bahnlinie 
Passau-Obertraubling - und betrifft die Flurnummern 894, 899 (Tfl.), 900/1, 901 (Tfl.), 902/1 und 921 
(Tfl.) der Gemarkung Alburg. 
 
Dieser Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Mit dieser 
Bekanntmachung tritt die Erweiterung und Änderung des Bebauungs- und Grünordnungsplans in 
Kraft. 
 
Jedermann kann die Erweiterung und Änderung des Bebauungs- und Grünordnungsplans mit der 
Begründung sowie die zusammenfassende Erklärung über die Art und Weise, wie die Umweltbe-
lange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in dem Bebauungsplan be-
rücksichtigt wurden, und aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Be-
tracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde, bei der Stadt Straubing, 
Stadtentwicklung und Stadtplanung, Theresienplatz 2 (Eingang Seminargasse), während der allge-
meinen Dienstzeiten (Montag bis Mittwoch von 08.00 bis 12.00 Uhr und von 14.00 bis 16.00 Uhr, 
Donnerstag von 08.00 bis 12.00 Uhr und von 14.00 bis 17.00 Uhr, Freitag von 08.00 bis 12.00 Uhr) 
einsehen und über den Inhalt Auskunft verlangen. Zusätzlich werden die Planunterlagen auf der 
Internetseite der Stadt Straubing unter www.straubing.de (Rubrik: Leben in Straubing/Bauen und 
Wohnen/Bauleitplanung/Bebauungspläne) veröffentlicht. 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird 
hingewiesen. 
 
Unbeachtlich werden demnach 
 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften, 

 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans, 

 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs und 
 

4. nach § 214 Abs. 2a BauGB im beschleunigten Verfahren beachtliche Fehler, 
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wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung des Bebauungsplans schriftlich 
gegenüber der Stadt Straubing (Stadtentwicklung und Stadtplanung, Theresienplatz 2,  
94315 Straubing) geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den  
Mangel begründen soll, ist darzulegen. 
 
Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen. 
Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene  
Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem 
die Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 
 
Straubing, 07.11.2023  
STADT STRAUBING 
 
 
 
Markus Pannermayr 
Oberbürgermeister 
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Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB) 
 

Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses und Inkrafttreten der Erwei-
terung und Änderung des Bebauungs- und Grünordnungsplans  
„SO Photovoltaik-Anlage Lerchenhaid - Ostteil“ (Nr. 193/1) gemäß  
§ 10 Abs. 3 BauGB 
 
Der Stadtrat der Stadt Straubing hat am 24.10.2022 die Erweiterung und Änderung des Bebauungs- 
und Grünordnungsplans „SO Photovoltaik-Anlage Lerchenhaid - Ostteil“ (Nr. 193/1) in der Fassung 
vom 07.10.2022 als Satzung beschlossen. Der räumliche Geltungsbereich ergibt sich aus dem  
beigefügten Lageplan und liegt im westlichen Stadtgebiet von Straubing - unmittelbar südlich der 
Bahnlinie Passau-Obertraubling sowie westlich der Kreisstraße SRs 21 - und betrifft die Flurnum-
mern 904, 905 (Tfl.) und 917 (Tfl.) der Gemarkung Alburg. 
 
Dieser Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Mit dieser 
Bekanntmachung tritt die Erweiterung und Änderung des Bebauungs- und Grünordnungsplans in 
Kraft. 
 
Jedermann kann die Erweiterung und Änderung des Bebauungs- und Grünordnungsplans mit der 
Begründung sowie die zusammenfassende Erklärung über die Art und Weise, wie die Umweltbe-
lange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in dem Bebauungsplan be-
rücksichtigt wurden, und aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Be-
tracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde, bei der Stadt Straubing, 
Stadtentwicklung und Stadtplanung, Theresienplatz 2 (Eingang Seminargasse), während der allge-
meinen Dienstzeiten (Montag bis Mittwoch von 08.00 bis 12.00 Uhr und von 14.00 bis 16.00 Uhr, 
Donnerstag von 08.00 bis 12.00 Uhr und von 14.00 bis 17.00 Uhr, Freitag von 08.00 bis 12.00 Uhr) 
einsehen und über den Inhalt Auskunft verlangen. Zusätzlich werden die Planunterlagen auf der 
Internetseite der Stadt Straubing unter www.straubing.de (Rubrik: Leben in Straubing/Bauen und 
Wohnen/Bauleitplanung/Bebauungspläne) veröffentlicht. 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird 
hingewiesen. 
 
Unbeachtlich werden demnach 
 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften, 

 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans, 

 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs und 
 

4. nach § 214 Abs. 2a BauGB im beschleunigten Verfahren beachtliche Fehler, 
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wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung des Bebauungsplans schriftlich 
gegenüber der Stadt Straubing (Stadtentwicklung und Stadtplanung, Theresienplatz 2,  
94315 Straubing) geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Man-
gel begründen soll, ist darzulegen. 
 
Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen. 
Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene  
Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem 
die Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 
 
Straubing, 07.11.2023  
STADT STRAUBING 
 
 
 
Markus Pannermayr 
Oberbürgermeister 
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Bekanntmachung 

 

Vorläufige Sicherung des vom Wasserwirtschaftsamt Deggendorf  
ermittelten Überschwemmungsgebiets am Großen Perlbach auf dem Ge-
biet der Stadt Straubing 
 

Die Hochwasserereignisse der vergangenen Jahre haben gezeigt, dass es wichtig ist, aktiv vorzu-

sorgen, um Hochwasserschäden zu minimieren. Eine Voraussetzung dafür ist, die Gebiete zu  

ermitteln, die bei Hochwasser voraussichtlich überschwemmt werden. Das Bayerische Wasserge-

setz (BayWG) verpflichtet deshalb die Wasserwirtschaftsämter, die Überschwemmungsgebiete in 

Bayern zu ermitteln und zu kartieren (Art. 46 Abs. 1 BayWG). 

Auf dem Gebiet der Stadt Straubing wurde das Überschwemmungsgebiet am Großen Perlbach (im 

Folgenden Überschwemmungsgebiet bezeichnet) berechnet und planlich dargestellt. Es wird aus-

drücklich darauf hingewiesen, dass es sich dabei um die Ermittlung und Dokumentation einer von 

Natur aus bestehenden Gefährdungslage und nicht um eine durchgeführte oder veränderbare Pla-

nung handelt. 

Grundlage für die Ermittlung des Überschwemmungsgebiets ist das 100-jährliche Hochwasser  

(Bemessungshochwasser − HQ100). Ein 100-jährliches Hochwasser wird an einem Standort im  

statistischen Durchschnitt in 100 Jahren einmal erreicht oder überschritten. Da es sich um einen 

Mittelwert handelt, kann dieser Abfluss innerhalb von 100 Jahren auch mehrfach auftreten.  

Die bei einem Bemessungshochwasser überschwemmten Flächen sind in einer Übersichtskarte im 

Maßstab M 1 : 25.000 und einer Detailkarte im Maßstab M 1 : 2.500 dargestellt. Die vorgenannten 

Karten können in der Dienststelle des Amtes für Umwelt- und Naturschutz der Stadt Straubing,  

Hebbelstraße 14, 2. Stock, Zi. Nr. 3, 94315 Straubing, während der allgemeinen Dienstzeiten (Mon-

tag bis Mittwoch von 08.00 bis 12.00 Uhr und von 14.00 bis 16.00 Uhr, Donnerstag von 08.00 bis 

12.00 Uhr und von 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr, Freitag von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr) eingesehen wer-

den. 

Zudem sind der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung sowie die Übersichtskarte und die Detail-

karte auf der Homepage der Stadt Straubing unter www.straubing.de (Rathaus & Verwaltung, Ver-

waltung & Dienstleistungen, Ämter & Dienststellen, Umwelt- und Naturschutz, Weitere Informationen 

der Dienststelle) veröffentlicht. 

Mit dieser Bekanntmachung gelten die als Überschwemmungsgebiet dargestellten Flächen als vor-

läufig gesicherte Gebiete. Damit sind insbesondere folgende Rechtswirkungen verbunden: 

Im vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet ist gemäß § 78 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit 

Abs. 8 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) die Ausweisung neuer Baugebiete im Außenbereich 

in Bauleitplänen oder in sonstigen Satzungen nach dem Baugesetzbuch (BauGB) untersagt. Das 

Verbot gilt nicht, wenn die Ausweisung ausschließlich der Verbesserung des Hochwasserschutzes 
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dient, sowie für Bauleitpläne für Häfen und Werften (§ 78 Abs. 1 Satz 2 WHG).  

Ausnahmsweise kann die Stadt Straubing abweichend von genannten Verbot nach § 78 Abs. 1 

Satz 1 WHG die Ausweisung neuer Baugebiete unter den Voraussetzungen des § 78 Abs. 2 WHG 

zulassen. 

Nach § 78 Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 8 WHG hat die Stadt Straubing bei der Aufstellung, Ände-

rung oder Ergänzung von Bauleitplänen für Gebiete, die nach § 30 Abs. 1 und 2 oder § 34 BauGB 

zu beurteilen sind, in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB insbesondere zu berücksichtigen: 

1. die Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger, 

2. die Vermeidung einer Beeinträchtigung des bestehenden Hochwasserschutzes und 

3. die hochwasserangepasste Errichtung von Bauvorhaben. 

Dies gilt für Satzungen nach § 34 Abs. 4 und § 35 Abs. 6 BauGB entsprechend. 

Nach § 78 Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit Abs. 8 WHG ist die Errichtung oder Erweiterung baulicher 

Anlagen nach den §§ 30, 33, 34 und 35 BauGB untersagt. Das Verbot gilt nicht für Maßnahmen des 

Gewässerausbaus, des Baus von Deichen und Dämmen, der Gewässer- und Deichunterhaltung 

und des Hochwasserschutzes sowie des Messwesens (§ 78 Abs. 4 Satz 2 WHG). 

Im Einzelfall kann die Stadt Straubing abweichend von § 78 Abs. 4 Satz 1 WHG die Errichtung oder 

Erweiterung baulicher Anlagen nach den §§ 30, 33, 34 und 35 BauGB gemäß § 78 Abs. 5 WHG 

zulassen, wenn  

1. das Vorhaben 

a) die Hochwasserrückhaltung nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt und der Verlust 

von verloren gehendem Rückhalteraum umfang-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen 

wird, 

b) den Wasserstand und den Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig verändert, 

c) den bestehenden Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt und 

d) hochwasserangepasst ausgeführt wird oder 

2. die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestimmungen ausgeglichen werden können. 

Bei der Prüfung der zuvor genannten Voraussetzungen sind auch die Auswirkungen auf die Nach-

barschaft zu berücksichtigen (§ 78 Abs. 5 Satz 2 WHG). 

Gemäß § 78 a Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 6 WHG ist in vorläufig gesicherten Überschwemmungs-

gebieten ebenfalls untersagt: 

1. die Errichtung von Mauern, Wällen oder ähnlichen Anlagen, die den Wasserabfluss behin-

dern können, 

2. das Aufbringen und Ablagern von wassergefährdenden Stoffen auf dem Boden, es sei 

denn, die Stoffe dürfen im Rahmen einer ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft ein-

gesetzt werden, 

3. die Lagerung von wassergefährdenden Stoffen außerhalb von Anlagen, 
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4. das Ablagern und das nicht nur kurzfristige Lagern von Gegenständen, die den Wasserab-

fluss behindern können oder die fortgeschwemmt werden können, 

5. das Erhöhen oder Vertiefen der Erdoberfläche, 

6. das Anlegen von Baum- und Strauchpflanzungen, soweit diese den Zielen des vorsorgen-

den Hochwasserschutzes gemäß § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 und § 75 Abs. 2 WHG entgegen-

stehen, 

7. die Umwandlung von Grünland in Ackerland, 

8. die Umwandlung von Auwald in eine andere Nutzungsart. 

Die zuvor genannten Verbote nach § 78 a Abs. 1 WHG gelten nicht für Maßnahmen des Gewässer-

ausbaus, des Baus von Deichen und Dämmen, der Gewässer- und Deichunterhaltung, des Hoch-

wasserschutzes, einschließlich Maßnahmen zur Verbesserung oder Wiederherstellung des Wasser-

zuflusses oder des Wasserabflusses auf Rückhalteflächen, für Maßnahmen des Messwesens sowie 

für Handlungen, die für den Betrieb von zugelassenen Anlagen oder im Rahmen zugelassener Ge-

wässerbenutzungen erforderlich sind. 

Die Stadt Straubing kann im Einzelfall abweichend von den zuvor genannten Verboten Maßnahmen 

zulassen, wenn  

1. Belange des Wohls der Allgemeinheit dem nicht entgegenstehen, 

2. der Hochwasserabfluss und die Hochwasserrückhaltung nicht wesentlich beeinträchtigt 

werden und 

3. eine Gefährdung von Leben oder Gesundheit oder erhebliche Sachschäden nicht zu be-

fürchten sind  

oder wenn die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestimmungen ausgeglichen werden 

können (§ 78 a Abs. 2 Satz 1 WHG). Bei der Prüfung der Voraussetzungen der zuvor genannten 

Nummern 2 und 3 sind auch die Auswirkungen auf die Nachbarschaft zu berücksichtigen (§ 78 

a Abs. 2 Satz 3 WHG). 

Die Zulassung kann, auch nachträglich, mit Nebenbestimmungen versehen oder widerrufen werden 

(§ 78 a Abs. 2 Satz 2 WHG). 

Nach § 78 a Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 6 WHG sind in vorläufig gesicherten Überschwemmungs-

gebieten im Falle einer unmittelbar bevorstehenden Hochwassergefahr Gegenstände nach § 78 a 

Abs. 1 Nr. 4 WHG durch ihren Besitzer unverzüglich aus dem Gefahrenbereich zu entfernen. 

Nach § 78 c Abs. 1 WHG ist die Errichtung neuer Heizölverbraucheranlagen in vorläufig gesicherten 

Überschwemmungsgebieten verboten. Die Stadt Straubing kann auf Antrag Ausnahmen zulassen, 

wenn keine anderen weniger wassergefährdenden Energieträger zu wirtschaftlich vertretbaren  

Kosten zur Verfügung stehen und die Heizölverbraucheranlage hochwassersicher errichtet wird. 
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In vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebieten gelten für Anlagen zum Umgang mit 

wassergefährdenden Stoffen insbesondere die Anforderungen nach § 50 der Verordnung über 

Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV). Wesentliche Änderungen an 

Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen sind zum Änderungszeitpunkt 

hochwassersicher auszuführen.  

Für Jauche-, Gülle- und Silagesickersaftanlagen (JGS-Anlagen) im Sinne des § 2 Abs. 13 AwSV 

gelten insbesondere die Bestimmungen der Nrn. 8.2 und 8.3 Anlage 7 AwSV. Zudem haben 

Betreiber prüfpflichtiger Anlagen gemäß § 46 AwSV die Prüfzeitpunkte und -intervalle nach 

Maßgabe der Anlage 6 AwSV zu beachten.  

Die vorläufige Sicherung ist Grundlage für weitere Entscheidungen der Stadt Straubing über die 

Festsetzung eines Überschwemmungsgebiets durch Rechtsverordnung. Die vorläufige Sicherung 

endet, sobald die Rechtsverordnung zur Festsetzung des Überschwemmungsgebiets in Kraft tritt 

oder das Festsetzungsverfahren eingestellt wird. Sie endet spätestens nach Ablauf von fünf Jahren. 

Im begründeten Einzelfall kann die Frist von der Stadt Straubing höchstens um zwei weitere Jahre 

verlängert werden (vgl. hierzu Art. 47 Abs. 4 BayWG). 

Weitere Informationen: 

- Ermittelte, vorläufig gesicherte und festgesetzte Überschwemmungsgebiete werden im  
Themenbereich Naturgefahren des UmweltAtlas Bayern für die Öffentlichkeit dokumentiert. 
Unter www.iug.bayern.de sind auch weitere Informationen zu Überschwemmungsgebieten 
sowie rechtliche Grundlagen und Hinweise zum Festsetzungsverfahren zu finden.  
Wasserspiegellagen sind beim zuständigen Wasserwirtschaftsamt zu erfragen. 

 
- Das vom Wasserwirtschaftsamt Deggendorf ermittelte Überschwemmungsgebiet am  

Großen Perlbach überlappt sich teilweise mit dem vom Wasserwirtschaftsamt Deggendorf 
ermittelten Überschwemmungsgebiet am Breimbach. 

 

Straubing, 06.11.2023 
STADT STRAUBING 
 
 
 
Pannermayr 
Oberbürgermeister 
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Bekanntmachung 

 

Vorläufige Sicherung des vom Wasserwirtschaftsamt Deggendorf ermit-
telten Überschwemmungsgebiets am Breimbach auf dem Gebiet der 
Stadt Straubing 
 

Die Hochwasserereignisse der vergangenen Jahre haben gezeigt, dass es wichtig ist, aktiv vorzu-

sorgen, um Hochwasserschäden zu minimieren. Eine Voraussetzung dafür ist, die Gebiete zu ermit-

teln, die bei Hochwasser voraussichtlich überschwemmt werden. Das Bayerische Wassergesetz 

(BayWG) verpflichtet deshalb die Wasserwirtschaftsämter, die Überschwemmungsgebiete in Bayern 

zu ermitteln und zu kartieren (Art. 46 Abs. 1 BayWG). 

Auf dem Gebiet der Stadt Straubing wurde das Überschwemmungsgebiet am Breimbach (im Fol-

genden Überschwemmungsgebiet bezeichnet) berechnet und planlich dargestellt. Es wird ausdrück-

lich darauf hingewiesen, dass es sich dabei um die Ermittlung und Dokumentation einer von Natur 

aus bestehenden Gefährdungslage und nicht um eine durchgeführte oder veränderbare Planung 

handelt. 

Grundlage für die Ermittlung des Überschwemmungsgebiets ist das 100-jährliche Hochwasser (Be-

messungshochwasser − HQ100). Ein 100-jährliches Hochwasser wird an einem Standort im statisti-

schen Durchschnitt in 100 Jahren einmal erreicht oder überschritten. Da es sich um einen Mittelwert 

handelt, kann dieser Abfluss innerhalb von 100 Jahren auch mehrfach auftreten.  

Die bei einem Bemessungshochwasser überschwemmten Flächen sind in einer Übersichtskarte im 

Maßstab M 1 : 25.000 und einer Detailkarte im Maßstab M 1 : 2.500 dargestellt. Die vorgenannten 

Karten können in der Dienststelle des Amtes für Umwelt- und Naturschutz der Stadt Straubing, Heb-

belstraße 14, 2. Stock, Zi. Nr. 3, 94315 Straubing, während der allgemeinen Dienstzeiten (Montag 

bis Mittwoch von 08.00 bis 12.00 Uhr und von 14.00 bis 16.00 Uhr, Donnerstag von 08.00 bis 12.00 

Uhr und von 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr, Freitag von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr) eingesehen werden. 

Zudem sind der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung sowie die Übersichtskarte und die Detail-

karte auf der Homepage der Stadt Straubing unter www.straubing.de (Rathaus & Verwaltung, Ver-

waltung & Dienstleistungen, Ämter & Dienststellen, Umwelt- und Naturschutz, Weitere Informationen 

der Dienststelle) veröffentlicht. 

Mit dieser Bekanntmachung gelten die als Überschwemmungsgebiet dargestellten Flächen als vor-

läufig gesicherte Gebiete. Damit sind insbesondere folgende Rechtswirkungen verbunden: 

Im vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet ist gemäß § 78 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit 

Abs. 8 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) die Ausweisung neuer Baugebiete im Außenbereich 

in Bauleitplänen oder in sonstigen Satzungen nach dem Baugesetzbuch (BauGB) untersagt. Das 

Verbot gilt nicht, wenn die Ausweisung ausschließlich der Verbesserung des Hochwasserschutzes 

dient, sowie für Bauleitpläne für Häfen und Werften (§ 78 Abs. 1 Satz 2 WHG).  



Nr. 46 / 2023 - 549 - Amtsblatt für die Stadt Straubing 

Ausnahmsweise kann die Stadt Straubing abweichend von genannten Verbot nach § 78 Abs. 1 

Satz 1 WHG die Ausweisung neuer Baugebiete unter den Voraussetzungen des § 78 Abs. 2 WHG 

zulassen. 

Nach § 78 Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 8 WHG hat die Stadt Straubing bei der Aufstellung, Ände-

rung oder Ergänzung von Bauleitplänen für Gebiete, die nach § 30 Abs. 1 und 2 oder § 34 BauGB 

zu beurteilen sind, in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB insbesondere zu berücksichtigen: 

4. die Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger, 

5. die Vermeidung einer Beeinträchtigung des bestehenden Hochwasserschutzes und 

6. die hochwasserangepasste Errichtung von Bauvorhaben. 

Dies gilt für Satzungen nach § 34 Abs. 4 und § 35 Abs. 6 BauGB entsprechend. 

Nach § 78 Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit Abs. 8 WHG ist die Errichtung oder Erweiterung baulicher 

Anlagen nach den §§ 30, 33, 34 und 35 BauGB untersagt. Das Verbot gilt nicht für Maßnahmen des 

Gewässerausbaus, des Baus von Deichen und Dämmen, der Gewässer- und Deichunterhaltung 

und des Hochwasserschutzes sowie des Messwesens (§ 78 Abs. 4 Satz 2 WHG). 

Im Einzelfall kann die Stadt Straubing abweichend von § 78 Abs. 4 Satz 1 WHG die Errichtung oder 

Erweiterung baulicher Anlagen nach den §§ 30, 33, 34 und 35 BauGB gemäß § 78 Abs. 5 WHG 

zulassen, wenn  

3. das Vorhaben 

a) die Hochwasserrückhaltung nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt und der Verlust 

von verloren gehendem Rückhalteraum umfang-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen 

wird, 

b) den Wasserstand und den Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig verändert, 

c) den bestehenden Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt und 

d) hochwasserangepasst ausgeführt wird oder 

4. die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestimmungen ausgeglichen werden können. 

Bei der Prüfung der zuvor genannten Voraussetzungen sind auch die Auswirkungen auf die  

Nachbarschaft zu berücksichtigen (§ 78 Abs. 5 Satz 2 WHG). 

Gemäß § 78 a Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 6 WHG ist in vorläufig gesicherten Überschwemmungs-

gebieten ebenfalls untersagt: 

9. die Errichtung von Mauern, Wällen oder ähnlichen Anlagen, die den Wasserabfluss behin-

dern können, 

10. das Aufbringen und Ablagern von wassergefährdenden Stoffen auf dem Boden, es sei denn, 

die Stoffe dürfen im Rahmen einer ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft eingesetzt 

werden, 

11. die Lagerung von wassergefährdenden Stoffen außerhalb von Anlagen, 
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12. das Ablagern und das nicht nur kurzfristige Lagern von Gegenständen, die den Wasserab-

fluss behindern können oder die fortgeschwemmt werden können, 

13. das Erhöhen oder Vertiefen der Erdoberfläche, 

14. das Anlegen von Baum- und Strauchpflanzungen, soweit diese den Zielen des vorsorgen-

den Hochwasserschutzes gemäß § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 und § 75 Abs. 2 WHG entgegen-

stehen, 

15. die Umwandlung von Grünland in Ackerland, 

16. die Umwandlung von Auwald in eine andere Nutzungsart. 

Die zuvor genannten Verbote nach § 78 a Abs. 1 WHG gelten nicht für Maßnahmen des Gewässer-

ausbaus, des Baus von Deichen und Dämmen, der Gewässer- und Deichunterhaltung, des  

Hochwasserschutzes, einschließlich Maßnahmen zur Verbesserung oder Wiederherstellung des 

Wasserzuflusses oder des Wasserabflusses auf Rückhalteflächen, für Maßnahmen des Messwe-

sens sowie für Handlungen, die für den Betrieb von zugelassenen Anlagen oder im Rahmen  

zugelassener Gewässerbenutzungen erforderlich sind. 

Die Stadt Straubing kann im Einzelfall abweichend von den zuvor genannten Verboten Maßnahmen 

zulassen, wenn  

4. Belange des Wohls der Allgemeinheit dem nicht entgegenstehen, 

5. der Hochwasserabfluss und die Hochwasserrückhaltung nicht wesentlich beeinträchtigt 

werden und 

6. eine Gefährdung von Leben oder Gesundheit oder erhebliche Sachschäden nicht zu be-

fürchten sind  

oder wenn die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestimmungen ausgeglichen werden 

können (§ 78 a Abs. 2 Satz 1 WHG). Bei der Prüfung der Voraussetzungen der zuvor genannten 

Nummern 2 und 3 sind auch die Auswirkungen auf die Nachbarschaft zu berücksichtigen (§ 78 

a Abs. 2 Satz 3 WHG). 

Die Zulassung kann, auch nachträglich, mit Nebenbestimmungen versehen oder widerrufen werden 

(§ 78 a Abs. 2 Satz 2 WHG). 

Nach § 78 a Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 6 WHG sind in vorläufig gesicherten Überschwemmungs-

gebieten im Falle einer unmittelbar bevorstehenden Hochwassergefahr Gegenstände nach § 78 a 

Abs. 1 Nr. 4 WHG durch ihren Besitzer unverzüglich aus dem Gefahrenbereich zu entfernen. 

Nach § 78 c Abs. 1 WHG ist die Errichtung neuer Heizölverbraucheranlagen in vorläufig gesicherten 

Überschwemmungsgebieten verboten. Die Stadt Straubing kann auf Antrag Ausnahmen zulassen, 

wenn keine anderen weniger wassergefährdenden Energieträger zu wirtschaftlich vertretbaren Kos-

ten zur Verfügung stehen und die Heizölverbraucheranlage hochwassersicher errichtet wird. 
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In vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebieten gelten für Anlagen zum Umgang mit 

wassergefährdenden Stoffen insbesondere die Anforderungen nach § 50 der Verordnung über 

Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV). Wesentliche Änderungen an 

Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen sind zum Änderungszeitpunkt 

hochwassersicher auszuführen.  

Für Jauche-, Gülle- und Silagesickersaftanlagen (JGS-Anlagen) im Sinne des § 2 Abs. 13 AwSV 

gelten insbesondere die Bestimmungen der Nrn. 8.2 und 8.3 Anlage 7 AwSV. Zudem haben 

Betreiber prüfpflichtiger Anlagen gemäß § 46 AwSV die Prüfzeitpunkte und -intervalle nach 

Maßgabe der Anlage 6 AwSV zu beachten.  

Die vorläufige Sicherung ist Grundlage für weitere Entscheidungen der Stadt Straubing über die 

Festsetzung eines Überschwemmungsgebiets durch Rechtsverordnung. Die vorläufige Sicherung 

endet, sobald die Rechtsverordnung zur Festsetzung des Überschwemmungsgebiets in Kraft tritt 

oder das Festsetzungsverfahren eingestellt wird. Sie endet spätestens nach Ablauf von fünf Jahren. 

Im begründeten Einzelfall kann die Frist von der Stadt Straubing höchstens um zwei weitere Jahre 

verlängert werden (vgl. hierzu Art. 47 Abs. 4 BayWG). 

Weitere Informationen: 

- Ermittelte, vorläufig gesicherte und festgesetzte Überschwemmungsgebiete werden im The-
menbereich Naturgefahren des UmweltAtlas Bayern für die Öffentlichkeit dokumentiert. Un-
ter www.iug.bayern.de sind auch weitere Informationen zu Überschwemmungsgebieten so-
wie rechtliche Grundlagen und Hinweise zum Festsetzungsverfahren zu finden. Wasserspie-
gellagen sind beim zuständigen Wasserwirtschaftsamt zu erfragen. 

 
- Das vom Wasserwirtschaftsamt Deggendorf ermittelte Überschwemmungsgebiet am Breim-

bach überlappt sich teilweise mit dem vom Wasserwirtschaftsamt Deggendorf ermittelten 
Überschwemmungsgebiet am Großen Perlbach. 

 

Straubing, 06.11.2023 
STADT STRAUBING 
 
 
 
Pannermayr 
Oberbürgermeister 
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 Aufruf zum Volkstrauertag 
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 Vergabeverfahren 
  

 

Bauleistungen 

- H23-0123-1-813  Außenelemente – Fenster und Türen für Umbau und Erweiterung  
   Stadtteilbibliothek Straubing-Ost 

- H23-0762-1-803  Schlosserarbeiten für Neubau Jugendwohnheim 
 
 

Liefer- und Dienstleistungen 

- V-2023-086  Rahmenvereinbarung zur Lieferung von Tiefkühlprodukten für das  
   Seniorenheim St. Nikola und das Bürgerheim in Straubing 

- V-2023-089  Rahmenvereinbarung zur Lieferung von Tiefkühlprodukten-Dysphagiekost 
   für das Seniorenheim St. Nikola und das Bürgerheim in Straubing 

- V-2023-091  Rahmenvereinbarung zur Lieferung von Fleisch und Wurstwaren für das  
   Seniorenheim St. Nikola und das Bürgerheim in Straubing 
 

 
 
Weitere Informationen zu den vorstehend genannten Vergabeverfahren finden Sie unter 
www.vergabe.bayern.de. 
 
Stadt Straubing – Zentrale Fachstelle für Vergabeverfahren 
Theresienplatz 2 
94315 Straubing 
Tel. 09421 / 944-61139 
Mail: vergabeamt@straubing.de 
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 Standesamtliche Nachrichten vom 09.11.2023 bis 15.11.2023 
  

 
G e b u r t e n  
 
C h i r i a c  Tudor-Ștefan 
Parkstetten 
 
 
 
E h e s c h l i e ß u n g e n 
 
- keine Veröffentlichung - 
 
 
 
S t e r b e f ä l l e 
 
F r ö h l i c h   Roland Karl 
Straubing 
 
K l e i n   Siegfried 
Straubing 
 
G e r l a c h   Norbert Gerhard Ernst 
Straßkirchen 
 
W u r z e r   geb. Zitzelsberger Stefanie  
Neukirchen 
 
D i s c h n e r   geb. Paleczek Elfriede Anna 
Straubing 
 
 


